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Wenn nun also manche in der 

Kommission eine Gorleben-

Diskussion mit dem Argument 

verhindern wollen, man hätte 

sich ja schon beim Gesetz auf 

ein Vorgehen geeinigt, dann 

unterschlagen sie, dass in eben 

diesem Gesetz festgelegt ist, 

dass die Kommission all dies 

noch einmal überprüfen soll. 

Die Befürworter eines Ver-

bleibs von Gorleben im  Such- 

verfahren argumentieren mit 

dem Bild der weißen Landkar-

te, von der keine Region aus-

geschlossen werden darf. Sie 

unterschlagen dabei, dass in 

Gorleben in den letzten Jahr-

zehnten schon weitgehende 

Fakten geschaffen wurden, der 

Standort also gar nicht mehr 

gleichberechtigt und fair mit 

anderen verglichen werden 

kann. Wie der Umgang mit 

diesem schwarzen Fleck auf 

der weißen Landkarte ausse-

hen kann, dazu gibt es seitens 

derer, die Gorleben im Ver-

fahren halten wollen, keine 

sinnvollen Vorschläge. 

Auch die Argumentation, Gor-

leben könne ja zukünftig an-

hand angeblich objektiver wis-

senschaftlicher Kriterien aus 

dem Suchverfahren ausschei-

den und deshalb brauche es 

keine politische Entscheidung, 

greift zu kurz. Denn die De-

batte um diese Kriterien in der 

Kommission zeigt, dass die 

Gorleben-Befürworter alles da-

für tun, den Standort politisch 

im Spiel zu halten. Kriterien, 

die den Ausschluss des Salz-

stocks Gorleben aufgrund sei-

ner gravierenden geologischen 

Mängel zur Folge hätten, sol-

len erst gar nicht in den Ka-

talog aufgenommen werden.“

  

Die Betreiber kerntechnischer 

Anlagen, die Verbände der 

Entsorgungswirtschaft, die kom-

munalen Landesverbände, das 

schleswig-holsteinische Mi-

nisterium für Energiewende, 

Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume (MELUR) 

und die Umwelt- und Natur-

schutzverbände wie LNV, 

BUND und NABU sollen sich 

in einer Art Selbstverpflich-

tung zur „ortsnahen Verwer-

tung und Beseitigung von Ab-

fällen mit keiner oder zu ver-

nachlässigender Aktivität aus 

kerntechnischen Anlagen“ be-

kennen. Dabei sollen sie sich 

zur Anerkennung des Frei-

gabeverfahrens nach dem so-

genannten 10-Mikrosievert-

Konzept (10 µSv-Konzept) 

gemäß Paragraph 29 der 

Strahlenschutzverordnung be-

kennen, das auf Risikoschät-

zungen nach dem Kenntnis-

stand von vor vier Jahrzehnten 

beruht. [1,2] Das wünscht sich 

der Minister „für Energiewen-

de, Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume“ in 

Schleswig-Holstein, Robert 

Habeck (Die Grünen). Dazu 

ließ er sein Ministerium eine 

Vereinbarung formulieren, die 

die genannten Verbände un-

terschreiben sollen und die 

dem Strahlentelex vorliegt 

(Entwurf vom 27.4.2016). 

Im Zusammenhang mit dem 

Ausstieg der Bundesrepublik 

Deutschland aus der friedli-

chen Nutzung der Kernenergie 

und der Stilllegung deutscher 

Kernkraftwerke wird in 

Schleswig-Holstein das Ziel 

verfolgt, die kerntechnischen 

Anlagen vollständig zurück-

zubauen, heißt es einleitend in 

dem Text. Wesentliche Vor-

aussetzung eines vollständi-

gen Rückbaus sei „die Ge-

währleistung der Verwertung 

bzw. Beseitigung der bedeu-

tenden Massen an Reststoffen 

und Abfällen mit zu vernach-

lässigender bzw. keiner Akti-

vität“, die aus der Atomauf-

sicht entlassen sind. Dies be-

treffe „Stoffe, die von dem Ge-

lände der Anlage kommen“ 

„und solche, die aus der An-

lage selbst kommen (uneinge-

schränkt freigegebene sowie 

zur Verbrennung oder Depo-

nierung freigegebene Stoffe)“. 

Die größten Massenströme 

werden nach heutigen Schät-

zungen erst circa 10 bis 15 

Jahre nach Erteilung der Ab-

baugenehmigung der Atom-

kraftwerke anfallen, wenn die 

Bauwerke aus dem Atomrecht 

entlassen sind, wird erklärt. 

Geringere Massen entstünden 

aber seit Jahren und seien 

auch während des Nachbe-

triebs und der ersten Rück-

bauphasen zu erwarten. Gegen 

die Rückführung dieser Abfäl-

le in den Wirtschaftskreislauf 

oder ihre Deponierung würden 

jedoch „wiederholt aufgrund 

ihrer Herkunft aus einer kern-

technischen Anlage Bedenken 

geäußert, die zum Teil auch zu 

Unterbrechungen der Entsor-

gungspfade, zum Transport 

auf weit entfernte Deponien 

und zu ungeplanten Pufferla-

gerungen an den Standorten 

kerntechnischer Anlagen ge-

führt haben und die in der 

Konsequenz zu Unterbre-

chungen von Rückbauprojek-

ten führen können“, beklagt 

der Minister. 

Seine Vereinbarung greife 

deshalb die Bedenken auf und 

soll einen Beitrag zur Ver-

sachlichung des Umgangs mit 

Abfällen mit „keiner oder zu 

vernachlässigender Aktivität 

aus kerntechnischen Anlagen“ 

leisten, indem die Beteiligten 

die Beseitigungswege transpa-

rent machen und sich dabei 

auf Basis des geltenden Strah-

lenschutz- und Abfallrechts 

einem hohen Schutz- und Si-

cherheitsniveau verpflichten. 

Sie soll deshalb „für die ge-

samte Dauer des Rückbaus 

der drei schleswig-holsteini-

schen Kernkraftwerke und der 

Forschungsreaktoranlage in 

Geesthacht einen transparen-

ten und verlässlichen Rahmen 

bieten“. 

Die Vereinbarung gehe davon 

aus, heißt es weiter im Text 

der Vereinbarung, dass ein si-

cherer und zügiger Rückbau 

aller kerntechnischen Anlagen 

im gesamtgesellschaftlichen 

Interesse liege. Sie will des-

halb eine Grundlage dafür bie-

ten, „dass berechtigten Anlie-

gen Rechnung getragen, un-

nötige Ängste genommen und 

einseitige regionale Belastun-

gen vermieden werden, damit 

die bestehenden oder als sol-

che wahrgenommenen Belas-

tungen möglichst fair verteilt 

werden und es nicht zu ver-

meidbaren innergesellschaft-

lichen Auseinandersetzungen 

kommt“. 

Zu den anzuerkennenden 

„Leitlinien“ und „Grundsät-

zen“ heißt es in dem Text, es 

werde das Ziel verfolgt, alle 

kerntechnischen Anlagen ohne 

vermeidbare entsorgungsbe-

dingte Verzögerungen auf der 

Basis der geltenden Rechts-

vorschriften zurückzubauen. 

Dazu sollen die unterzeich-

nenden Parteien unter ande-

rem „die derzeit geltenden 

Rechtsgrundlagen des Atom- 

und Strahlenschutzrechts so-

wie des Abfallrechts, insbe-

sondere den § 29 Strahlen-

schutzverordnung, der die 

Rahmenbedingungen der 

Freigabe und die Anwendung 

des 10-Mikrosievertkonzeptes 

beschreibt“, akzeptieren. Hier-

von „unberührt bleiben“ sol-

len aber „politische Bestre-

bungen und Diskussionen zur 

Änderung dieser bundesrecht-

lichen Vorschriften. Solchen – 

nicht Schleswig-Holstein spe-

zifischen – Fortentwicklungen 

des Bundesrechts“ sollen sich 
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die unterzeichnenden Parteien 

„nicht verschließen“, sie sei-

en „aber nicht Aufgabe des 

hiesigen Rückbauprozesses“. 

Und Minister Habeck behaup-

tet: „Auf Basis des geltenden 

Rechts stellen die am Entsor-

gungsprozess beteiligten Par-

teien ein hohes Sicherheits- 

und Schutzniveau sicher.“ 

Diese Vereinbarung und die 

darauf beruhenden Verfah-

rensschritte würden regelmä-

ßig überprüft, insbesondere 

nach etwaigen Änderungen 

des Kreislaufwirtschafts- 

und/oder des Atom- und 

Strahlenschutzrechts. 

Die unterzeichnenden Parteien 

sollen die Umsetzung dieser 

Vereinbarung und deren etwa-

igen Aktualisierungsbedarf im 

Rahmen einer Begleitgruppe 

verfolgen. Jede unterzeich-

nende Partei sei „befugt, bis 

zu zwei Vertreter in die Be-

gleitgruppe zu entsenden“. 

Die Begleitgruppe soll sich 

„in festen Abständen – z.B. 

jährlich –, aufgrund eines be-

sonderen Anlasses oder auf 

Verlangen eines der Mitglie-

der“ treffen und könne „im 

Rahmen des geltenden Rechts 

den Stand des Rückbauprozes-

ses, etwaige Änderungen an 

den Verfahrensabläufen, wei-

tere Öffentlichkeitsbeteiligun-

gen und andere aktuelle The-

men“ diskutieren. 

Die im Zuge des Rückbaus 

mittels uneingeschränkter 

Freigabe oder Herausgabe aus 

dem Atomrecht entlassenen 

Abfälle sollen entsprechend 

der abfallrechtlichen Hierar-

chie vorrangig einer Verwer-

tung zugeführt werden, wenn 

dies technisch möglich und 

wirtschaftlich zumutbar sei. 

Vorrangig sollen dazu Unter-

nehmen aus der Region und 

aus Schleswig-Holstein beauf-

tragt werden. 

Die zu erwartenden großen 

Massen an uneingeschränkt 

freigegebenen mineralischen 

Abfällen (Beton) sollen „einer 

möglichst hochwertigen Ver-

wertung als Ersatzbaustoff“ 

zugeführt werden. Für die 

Verwertung mineralischer Ab-

fälle (Beton) sollen vorzugs-

weise regionale Großbaumaß-

nahmen gewählt werden, heißt 

es in dem Text. Das Ministe-

rium werde sich innerhalb der 

Landesverwaltung für eine 

Überprüfung einsetzen, wie 

Großbaumaßnahmen der öf-

fentlichen Hand für die Ver-

wendung dieser Ersatzbaustof-

fe geöffnet werden können. 

Abfälle, die die Werte für die 

eingeschränkte Freigabe zur 

Beseitigung nach § 29 Absatz 

2 Satz 2 Nr. 2 StrlSchV ein-

halten und eingeschränkt zur 

Deponierung oder Verbren-

nung freigegebene werden, 

sollen solchen Anlagen in 

Schleswig-Holstein zugeführt 

werden, die durch einen von 

der Strahlenschutzbehörde be-

auftragten Sachverständigen 

qualifiziert wurden. Hierfür 

sollen die Standortbedingun-

gen und die Abläufe mit den 

Modellen, die den Freigabe-

werten und Anforderungen 

der Strahlenschutzverordnung 

zugrunde liegen, abgeglichen 

werden. Damit stelle diese 

Qualifizierung sicher, dass das 

10-Mikrosievertkonzept nach 

§ 29 Abs. 2 Satz 1 StrlSchV 

auch vor Ort eingehalten wird, 

heißt es in dem Text der Ver-

einbarung. Für eine Deponie-

rung kämen in Schleswig-

Holstein grundsätzlich alle 

Deponien der Deponieklassen 

I und II nach der Deponiever-

ordnung in Betracht, auf de-

nen in den drei Kalenderjah-

ren vor der Annahme im Mit-

tel mindestens 10.000 Tonnen 

bzw. 7.600 Kubikmeter Abfäl-

le abgelagert wurden. 

Kommentar 

Grundsätzlich ist Offenheit im 

Umgang mit Atommüll sehr 

zu begrüßen. Um es jedoch 

klar zu sagen: Der grüne Um-

weltminister in Schleswig-

Holstein will im Rahmen ei-

ner Art Selbstverpflichtung al-

ler Beteiligten einschließlich 

der Umwelt- und Natur-

schutzverbände ein Verfahren 

zur Freigabe in die Umwelt 

von durchschnittlich 95 Pro-

zent der Abrißmaterialien aus 

stillgelegten Atomkraftwerken 

festschreiben lassen, das von 

Desinformationspolitik und 

falscher Risikokalkulation ge-

prägt ist, keine Kontrollen der 

Kollektivdosis erlaubt und das 

auf einem Kenntnisstand über 

das Strahlenrisiko von vor 

vier Jahrzehnten beruht. [3] 

Bei der Entwicklung des 10 

μSv-Konzeptes im Jahr 1998 

wurde für die Dosis von 10 

μSv von einem Risiko in Hö-

he von 1:10 Millionen ausge-

gangen, obwohl die ICRP be-

reits 1990 dafür von einem 

Risiko in Höhe von 1:2 Milli-

onen ausging. Damit und mit 

den Empfehlungen aus dem 

Jahr 2007 wurden Erkenntnis-

se aus den 1970er Jahren um-

gesetzt. Die Grenzwerte wur-

den jedoch nicht entsprechend 

korrigiert. Das Risiko von 

1:10 Millionen entspricht da-

gegen dem Stand der Empfeh-

lungen der Internationalen 

Strahlenschutzkommission 

(ICRP) aus dem Jahr 1977, 

die bei der Entwicklung des 

10 μSv-Konzeptes immer 

noch angewandt wurden. Be-

reits in den 1990er Jahren hat-

te es zudem unabhängige 

Auswertungen der Daten von 

Hiroshima und Nagasaki ge-

geben, die noch deutlich höhe-

re Risiken ergaben, die die 

ICRP jedoch 2007 unberück-

sichtigt ließ. [1]   Th.D. 
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Atommüll 
 

Kommunikation 
auf Behördenart 
 
Stadt und Bündnis-
partner verlassen unter 
Protest KONRAD-
Workshop des Bundes-
amtes für Strahlenschutz 
 
Ein unerwartet frühes Ende 

nahm am 28. April 2016 ein 

Workshop des Bundesamtes 

für Strahlenschutz (BfS) zum 

Thema „Überprüfung der si-

cherheitstechnischen Anforde-

rungen nach dem Stand von 

Wissenschaft und Technik für 

das Endlager Konrad (ÜsiKo)“ 

in Braunschweig für Vertreter 

der Stadt Salzgitter und des 

Bündnisses gegen Schacht 

KONRAD. 

Nach der Einführung durch 

den BfS-Fachbereichsleiter Si-

cherheit Nuklearer Entsorgung 

Dr. Jörg Tietze, die mit der 

Frage endete „Wären Sie mit 

der vorgestellten Vorgehens-

weise für die Workshops so 

einverstanden?“ meldete sich 

der zuständige Fachbereichs-

leiter Wolfram Skorczyk als 

Vertreter der Stadt Salzgitter 

und des Bündnisses gegen 

Schacht KONRAD mit dem 

Wunsch eines kurzen Ein-

gangsstatements. Entgegen der 

vorherigen Beteuerung, dass 

der Workshop für Transparenz 

und Offenheit sorgen soll, 

verweigerte Dr. Jörg Tietze 

das Verlesen der Erklärung. 

Die vierköpfige Abordnung der 

Stadt Salzgitter und die zahl-

reichen Vertreter der Bünd-

nispartner IG Metall Salzgit-

ter-Peine, Landvolk Braun-

schweiger Land und Arbeits-

gemeinschaft Schacht KONRAD 

sowie des BUND sahen da-

raufhin keine Grundlage mehr 

für eine weitere Teilnahme an 

dem Workshop und verließen 

unter Protest den Saal. „Das 

war das Gegenteil von Offen-

heit und Transparenz. Bei ei-

nem solchen Closed-shop-

Charakter hat unsere Teil-

nahme keinen Sinn“, begrün-

dete Skorczyk diese Entschei-
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